
 

 

Bürgermeisteramt 
 

  
 
 Schwäbisch Gmünd, 10.06.2015 
 Gemeinderatsdrucksache Nr. 119/2015 
 
 
 
 
 
Vorlage an 
 

 Verwaltungsausschuss  
 zur Vorberatung  
 - öffentlich -  
   
 Gemeinderat  
 zur Beschlussfassung  
 - öffentlich -  
   

 

 

Anträge zur Umbenennung von Straßen 
 
Anlagen: 
 
Verschiedene Presseartikel (Vortrag Prof. Pyta, Dr. Hecht, Stadt Fellbach, Kommentie-
rung Süddeutsche Zeitung) 

 

 
Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, anstelle einer Umbenennung der 
Franz-Konrad-Straße, der Richard-Bullinger-Straße und des Hindenburgplatzes 
die aktuelle historische Einordnung und die Herstellung des Gegenwartsbezuges 
durch Zusatzinformationen oder eine künstlerische und grafische Brechung der 
kritischen Sicht auf die Namensgeber herzustellen. Das Stadtarchiv erstellt hierzu 
die erforderlichen Textbausteine/Textentwürfe. Ein Gestaltungsbüro wird mit der 
gestalterischen Umsetzung beauftragt, denkbar ist auch eine studentische Pro-
jektarbeit in Zusammenarbeit mit der Hochschule für Gestaltung. 
 

2. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, in Verbindung mit dem Stadtarchiv 
ein Zusatzschild am Petersweg anzubringen, das über den früheren Namensge-
ber und die Umwidmung des Weges informiert. 
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3. Der Gemeinderat beauftragt das Stadtarchiv damit, eine/n Wissenschaftler/in für 

eine Studie zum Thema „Verwaltung im Nationalsozialismus am Beispiel der 
Stadtverwaltung Schwäbisch Gmünd“ zu gewinnen. 

 
Sachverhalt und Antragsbegründung: 
 
Mehrere Straßen in Schwäbisch Gmünd sind nach Personen benannt, die heute kritisch 
bzw. aus einem anderen Blickpunkt betrachtet werden, insbesondere, wenn es sich um 
Funktionsträger handelt, die während des Nationalsozialismus eine Rolle spielten. In der 
Diskussion stehen derzeit vor allem drei Straßennamen, für die es Anträge einzelner 
Fraktionen auf eine Umbenennung gibt: Franz-Konrad-Straße, Hindenburgplatz (SPD-
Fraktion) und Richard-Bullinger-Straße (Fraktion: Die Linke). 
 
Straßennamen waren nie ein objektiver „Spiegel der Geschichte“, sondern transportie-
ren ein Geschichtsbild und spiegeln die Vorlieben bestimmter gesellschaftlicher Gruppen 
wieder. Dies gilt insbesondere für die Zeit vor 1918/1919 und die Jahre 1933-1945. 
Infolge politischer Zäsuren und veränderter Wertehaltungen wurden und werden Stra-
ßennamen vermehrt diskutiert. Es gibt Beispiele von Städten die Straßen umbenannt 
haben, und Beispiele, bei denen dies unterblieb (siehe Artikel Stuttgarter Zeitung vom 
8.5.2015 über einen Beschluss des Gemeinderates Fellbach in der Anlage).  
 
Vor allem seit 2013 beschäftigte sich der Arbeitskreis Erinnerungskultur mit der Umbe-
nennung der Straßen. Kriterien für die Umbenennung von Straßen lagen und liegen 
nicht vor, was die Diskussion erschwerte. Der Arbeitskreis diskutierte sowohl ge-
schichtswissenschaftliche Fragen, also die Einordnung von namensgebenden Personen 
durch die historische Forschung, als auch geschichtspolitische Fragen. Bei der ge-
schichtspolitischen Dimension kristallisierten sich zwei unterschiedliche Sichtweisen her-
aus: 

1. Straßennamen vor allem als bleibende Zeugnisse der Geschichte, die die histo-
risch-politische Konstellation zum Zeitpunkt der Ehrung widerspiegeln. Straßen-
namen sollten nicht „abhängig vom Zeitgeist“ ständig geändert werden.  

2. Straßennamen vor allem als gegenwartsbezogene Ehrungen von Personen, die 
aus unserer heutigen Sicht eine Vorbildfunktion haben und die heutige Identität 
der Stadt widerspiegeln sollten.  
 

Um weitere Anregungen zu erhalten, wurden in den vergangenen Jahren und Monaten 
viele Veranstaltungen zu diesen Themenkomplex durchgeführt. Beispielhaft sei hier ge-
nannt: der Vortrag über Paul von Hindenburg durch Herrn Professor Dr. Wolfram Pyta 
am 11.4.2014 wie auch der Vortrag von Frau Dr. Cornelia Hecht, Haus der Geschichte 
Baden-Württemberg, am 6.11.2014. Darüber hinaus fanden viele weitere Veranstaltun-
gen statt, die das Thema Erinnerungskultur in vielfältiger Weise und aus vielen Perspek-
tiven beleuchtet haben, z.B.: 
 

- Veranstaltungen zum Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus jeweils 
am 27. Januar jeden Jahres, unter anderen über die Euthanasie-Verbrechen und 
zur Verfolgung von Sinti und Roma 
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- Die Auslobung des „Gmünder Preises für Bürgercourage“ 

- Die Verlegung von “Stolpersteinen“ für ermordete jüdische Mitbürgerinnen und 
Mitbürger und Veranstaltungen zur Reichspogromnacht 

- Jüngstes Beispiel ist der Gestaltungswettbewerb für das Zeichen der Erinnerung 
für die ehemalige Schwäbisch Gmünd Synagoge: Mit einer zeichenhaften Skulp-
tur soll dabei der Eingang der ehemaligen Synagoge nachempfunden und die 
Abwesenheit des abgebrochenen Gebäudes und das Auslöschen der jüdischen 
Gemeinde visualisiert werden. 

 
 
Forschungsstand zu den einzelnen Personen und der Benennung der einzelnen Straßen, 
für die eine Umbenennung beantragt wurde: 
 

Hindenburgplatz: 

Der Hindenburgplatz entstand im Rahmen von Neubauten der Siedlungsgesellschaft in 
den Jahren ab 1925. Ab 1925 wird er in den Gemeinderatsprotokollen und den Akten 
der Verwaltung unter diesem Namen geführt; in den Adressbüchern wird der Platz 1927 
erstmals aufgeführt. Auch wenn eine Begründung für die Benennung der Straße durch 
den Gemeinderat fehlt: Geehrt wurde Paul von Hindenburg (1847-1934) damals aller 
Wahrscheinlichkeit nach als Feldmarschall des Ersten Weltkriegs („Sieger  von Tannen-
berg“), der nach Kriegsende einer der prominentesten Vertreter der „Dolchstoßlegen-
de“ und 1925 schließlich Reichspräsident wurde. 
Am 6. November 1946 beratschlagte der Gemeinderat auf Befehl der Militärregierung 
über die Beseitigung von militaristischen und nazistischen Namen. Dabei herrschte die 
Meinung vor, dass nur solche Straßen umbenannt werden sollten, die eindeutig unter 
den Befehl der Militärregierung fielen. Einige Straßen erhielten neue Namen. Der Name 
Hindenburgplatz wurde beibehalten: „Die Bezeichnungen Bismarck-Straße, Häselerweg, 
Moltkestraße, Hindenburg-Platz werden mit 20 Stimmen gegen 3 belassen.“ 
Auch die Forschung der 1950er Jahre und darüber hinaus, die das ganze Leben des 
1934 Gestorbenen in den Blick nehmen konnte, sah Hindenburg oft noch vorrangig als 
Symbol nationaler Einheit und demokratisch gewählten Reichspräsidenten. Die neuere 
historische Forschung hat inzwischen verstärkt die Rolle Hindenburgs bei der Auflösung 
der Weimarer Republik hervorgehoben. Spätestens seit der Monografie von Wolfram 
Pyta (2007) ist das frühere Bild eines schwachen, von den ostelbischen Konservativen 
und Franz von Papen gelenkten Greises nicht mehr haltbar: Als charismatische Überbrü-
ckungsfigur zwischen Bismarck und Hitler, die den eigenen Mythos mit schuf, so Pyta, 
wollte Hindenburg eine mythisch verklärte „Volksgemeinschaft“ erreichen. Diese 
„Volksgemeinschaft“ sollte auf dem Boden eines autoritären Systems entstehen, das 
eindeutig antiparlamentarisch ausgerichtet war und weder politischen Pluralismus noch 
politische Gegner duldete. Dr. Wolfram Pyta hielt am 11. April 2014 einen sehr ausführ-
lichen Vortrag zu Hindenburg. Aus der Sicht der Verwaltung ergaben sich aus dieser 
Veranstaltung keine zwingenden Gründe für oder gegen eine Umbenennung. 
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Richard-Bullinger-Straße: 

Die Schwäbisch Gmünder Ratsherren beschlossen am 16. Mai 1940 auf Vorschlag von 
Oberbürgermeister Konrad, die Straße in das Schießtal „Richard-Bullinger-Straße“ zu 
nennen. Geehrt wurde Bullinger als Fliegerhauptstabsingenieur im Reichsluftfahrtminis-
terium wegen seines Wirkens bei der Errichtung der Zahnradfabrik, der Schwäbischen 
Zahnradwerke und der Niederlassung der Leichtgusswerke Schenk sowie der Einbindung 
anderer Betriebe in die Rüstungsindustrie. Bereits 1938 hatte Richard Bullinger von der 
Stadt zum Dank einen Silberteller erhalten. 
Bei der Errichtung und Förderung von reichswichtigen Produktionsstätten wie Rüstungs-
betrieben hatten das Reichsluftfahrtministerium und das Heereswaffenamt in Berlin be-
deutende Kompetenzen. Sie spielten also, zusammen mit Arbeitsamt und Stadtverwal-
tung,  eine wichtige Rolle beim Umbau der Schwäbisch Gmünder Wirtschaft in den Not-
standsjahren zwischen 1934 und 1939.  
Obwohl Bullingers Wirken im Zusammenhang mit Schwäbisch Gmünd auf Grundlage 
der Unterlagen im Stadtarchiv erforscht wurde [Noetzel, 1987], liegt seine Rolle im 
Reichsluftfahrtministerium weitgehend im Dunklen. Die Personalakten und die Sachak-
ten zu den Dienststellen, denen Bullinger angehörte, im Bundesarchiv in Freiburg wur-
den bisher nicht ausgewertet. 
 

Franz-Konrad-Straße:  

Franz Konrad (1891-1957), war von 1934-1945 und von 1954-1956 Oberbürgermeister 
von Schwäbisch Gmünd. 1963 beschloss  der Gemeinderat einstimmig, ihn als Planer 
der Rehnenhofsiedlung mit einem Straßennamen zu ehren. 
1934 ernannte das Innenministerium Konrad, bisher Bürgermeister von Laupheim, zum 
neuen Schwäbisch Gmünder Oberbürgermeister. Eine Wahl fand nicht statt. Konrad trat 
die Nachfolge von OBM Lüllig (1923-1934) an, der seines Amtes enthoben worden war. 
Franz Konrad war seit Mai 1933 Mitglied der NSDAP und seit November 1933 Mitglied 
der SA-Reserve. In seiner ersten Amtszeit in Schwäbisch Gmünd erreichte er durch seine 
Maßnahmen im Bereich der Wirtschaftsförderung und der Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit, dass der Status der Stadt als Notstandsgebiet (1934-1939) aufgehoben wurde. 
In dieser Amtszeit, die v.a. gegen Ende auch von militär- und krankheitsbedingten Ab-
wesenheiten geprägt war, wurden nationalsozialistische Zwangs- und Verfolgungsmaß-
nahmen umgesetzt: gegenüber Juden, behinderten Menschen, Zwangsarbeitern etc. 
Dies geschah nicht nur mit Wissen Konrads, die Stadtverwaltung war an vielen solchen 
Maßnahmen mit großer Wahrscheinlichkeit auch beteiligt. Dies wäre jedoch noch im 
Einzelnen nachzuweisen.  
Zwei teilweise umstrittene Entnazifizierungsverfahren 1947/48 vor der Spruchkammer 
Schwäbisch Gmünd stuften ihn als entlastet ein. 1948 stellte sich Konrad zur Wahl als 
Oberbürgermeister und trat gegen Franz Czisch (CDU) an, amtierender Oberbürgermeis-
ter seit 1946. Die Wahl wurde von der amerikanischen Militärregierung nicht anerkannt, 
u.a. wegen antisemitischer Vorfälle während der Wahl, für die Konrad jedoch keine 
direkte Verantwortung nachgewiesen werden konnte. Nach einem Untersuchungsver-
fahren der Militärregierung durfte er sein Amt nicht antreten. Das dritte Spruchkam-
merverfahren vor der Zentralspruchkammer Nord-Württemberg wurde eingestellt, da 
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Konrad weder als „Belasteter“, noch als „Hauptschuldiger“ eingestuft wurde. 1954 trat 
Konrad wieder als Oberbürgermeister an, wurde gewählt und amtierte von 1954-1956. 
Krankheitsbedingt trat er 1956 zurück und starb 1957 in Laupheim. 
Obwohl die Zeit des Nationalsozialismus bereits breit erforscht wurde [Lämmle, Müller], 
wurde Franz Konrads Rolle und die der Stadtverwaltung innerhalb des nationalsozialisti-
schen Regimes auf der lokalen Ebene bisher nicht eingehender beleuchtet. Dies sprach 
auch Dr. Cornelia Hecht in einem Vortrag im November 2014 an. Gegen Ende des Jah-
res erscheinen voraussichtlich im Einhorn-Jahrbuch zwei Beiträge zu Franz Konrad, die 
ihn aus unterschiedlicher Perspektive beleuchten. Das Stadtarchiv wird darüber hinaus 
versuchen, eine/n Doktorand/in zu finden, die/der eine Dissertation zum Thema „Stadt-
verwaltung im Nationalsozialismus“ erstellt und dabei sowohl größere städtische Perso-
nengeflechte und Strukturen als auch die Zeit nach 1945 in den Blick nimmt. 
 
Vorschläge für das weitere Vorgehen: 
 

1. Unter anderem am Beispiel der Entfernung der Buchstaben „Maria-Kahle-
Schule“, vorausgegangen war eine längere Diskussion im Gemeinderat (Ge-
meinderatsdrucksache 027/2012), ist das Bürgermeisteramt der Auffassung, 
dass mit einer Entfernung kontroverser und strittiger Namen ein Stück Stadtge-
schichte entfernt, weggewischt und in die Archive verdrängt wird. Eine Ausei-
nandersetzung findet nicht mehr in dem erforderlichen Maß oder gar nicht mehr 
statt. Fragmente, Erinnerungsstücke, Namen werden eingelagert und aus dem 
öffentlichen Raum und damit aus der öffentlichen Wahrnehmung entfernt. 

 
Deshalb schlägt die Verwaltung vor, anstelle einer Umbenennung der Straßen 
Franz-Konrad-Straße, Richard-Bullinger-Straße und des Hindenburgplatzes, die 
aktuelle historische Betrachtung und Einordnung sowie die Herstellung des Ge-
genwartsbezuges durch Zusatzinformationen oder eine künstlerische oder grafi-
sche Brechung der kritischen Sicht auf die Namensgeber herzustellen. Es wird 
vorgeschlagen, das Stadtarchiv mit der Erstellung der Texte zu beauftragen. Ein 
Gestaltungsbüro soll dann mit der gestalterischen Umsetzung beauftragt wer-
den. Denkbar für die Gestaltung wäre auch eine studentische Projektarbeit in 
Zusammenarbeit mit der Hochschule für Gestaltung. 

 
 

2. Das Thema „Franz Konrad“ wurde in den letzten zwei Jahren im Arbeitskreis Er-
innerungskultur wiederholt diskutiert. Diese Diskussionen dienten zum Aus-
tausch unterschiedlicher Positionen. Neue Erkenntnisse zur Person von Franz 
Konrad und seiner Rolle vor und nach 1945 ergaben sich nicht. Deshalb wurden 
von Seiten des Stadtarchivs vorgeschlagen, zunächst die Forschungslücken in 
Bezug auf Franz Konrad und die Stadtverwaltung im Nationalsozialismus zu 
schließen. Die historische Forschung hat in den letzten zehn Jahren das lange 
Zeit vorherrschende Bild der Kommunen im Nationalsozialismus als Spielball von 
Partei und Staat revidiert. Inzwischen werden viele Kommunen als eigenständige 
Akteure wahrgenommen, die Ressourcen für das nationalsozialistische Regime 
bereit gestellt haben. 

 
Zur Stadtverwaltung im Nationalsozialismus gibt es für Schwäbisch Gmünd keine 
einschlägige Arbeit. Gerade der Vortrag von Frau Dr. Cornelia Hecht hat die Ein-
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schätzung bestätigt. Frau Dr. Hecht riet dazu, sehr viel genauer zu forschen und 
neben der Person Franz Konrad größere städtische Personengeflechte, sowie die 
Zeit nach 1945 bis hin zur Benennung der Straße in den Blick zu nehmen.  

 
Nachdem auffallend ist, dass für Kommunen in Württemberg, im Unterschied zu 
anderen Ländern, kaum aktuelle einschlägige Studien zur Verwaltung im Natio-
nalsozialismus vorliegen, schlägt die Verwaltung vor, Schwäbisch Gmünd und 
Franz Konrad als durchaus typisches und durch die Wahl 1948 anderseits auch 
einzigartiges Beispiel, aufzugreifen. Verfolgt werden soll, daher die Möglichkeit, 
die Erforschung der Stadtverwaltung breiter anzulegen und große auswärtige In-
stitutionen wie Hochschulen zu beteiligen.  

 
 
In den vergangenen Wochen und Monaten wurde das Thema Umbenennung Petersweg  
immer wieder in den örtlichen Medien aufgegriffen. Nach einer Anhörung der Anlieger 
und einer Vorberatung im damaligen Bezirksbeirat am 04.05.2012 hat der Gemeinderat 
am 26.09.2012 entschieden, diesen Weg anstelle nach dem Kolonialbeamten Carl Pe-
ters nach dem Maler Hans Peters zu benennen. Ein Hinweis auf den neuen Namensge-
ber des Weges wurde angebracht. Die Verwaltung würde ein solches Vorgehen nicht 
mehr empfehlen. Wie bei den im Beschlussantrag genannten Straßen schlägt die Ver-
waltung vor, den Vorgang durch entsprechende Texte aufzuarbeiten und darzustellen. 
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